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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Götz, Frau Dr. Neumeister, 

Dr. Hammans, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein und der Fraktion der CDU/CSD 
- Drucksache 7/1068 - 

betr. Förderung von Drogenberatungsstellen aus Bundesmitteln 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 2. November 1973 - 014 - KA 7 -12 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Hält die Bundesregierung den Stand der Drogenberatung für 
ausreichend? 

Die Bundesregierung hält den Stand der Drogenberatung für 
ausreichend. Drogenberatung wird hierbei verstanden als Infor- 
mation über Drogen und deren Gefährlichkeit, über Möglich- 
keiten der Hilfe im Gefährdungsfalle, nicht als Beratung im 
Sinne einer ambulanten Behandlung. Ausweislich einer derzeit 
im Druck befindlichen Broschüre „Drogenberatung wo?", die in 
diesem Jahr bereits in zweiter Auflage erscheint, gibt es derzeit 
in der Bundesrepublik Deutschland 549 einschlägige Beratungs- 
stellen. Seit der ersten Auflage dieser Broschüre sind 121 der- 
artige Beratungsstellen neu bekannt geworden, über die hier 
verzeichneten Beratungsstellen hinaus gibt es Einrichtungen, zu 
deren Pflichtaufgaben auch die Beratung Suchtgefährdeter und 
-kranker gehört, so z. B. die Gesundheitsämter, die in der Bro- 
schüre nur dann genannt worden sind, wenn sie spezielle Ein- 
richtungen zur Drogenberatung geschaffen haben. Aus diesem 
Gesamtbestand werden 25 Einrichtungen aus Bundesmitteln 
gefördert, von denen die Hälfte mehr als eine auf Information 
und Weiterverweisung ausgerichtete Beratung betreiben. Selbst 
dann, wenn alle diese Einrichtungen von der weiteren Bundes- 
förderung ausgenommen werden müßten, würde sich die gesam- 
te Beratungskapazität nur unwesentlich verringern, weil an 
jedem der eventuell betroffenen Orte noch mindestens eine 
weitere zur Beratung qualifizierte Einrichtung besteht, über die 
Einstellung der Bundesförderung wird im Einvernehmen mit 
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den Drogenbeauftragten der Länder in jedem Einzelfall entschie- 
den. 

Die Bundesregierung kann vor allem durch die inzwischen er- 
folgte breite Information über Drogen und ihre Gefährlichkeit 
dieser Auffassung sein, da der Stand der Information erheblich 
verbessert worden ist. Die umfassenden und gezielten Aufklä- 
rungsmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Aktionspro- 
gramm der Bundesregierung zur Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs vom 12. November 1970 haben den 
Kenntnisstand bei den Jugendlichen ständig erhöht. Trotzdem 
wird diese allgemeine Information über Drogen laufend wieder- 
holt werden müssen, um die nachwachsenden Jahrgänge eben- 
falls auf einen ausreichenden Kenntnisstand zu bringen. 

Eine 1973 im Auftrag des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit durchgeführte Repräsentativbefragung bei 
Jugendlichen im Alter zwischen 12 und 25 Jahren zeigt im 
Vergleich zu einer früheren Untersuchung aus dem Jahre 1971 
nicht nur einen verbesserten Kenntnisstand über die „illegalen 
Modedrogen" insbesondere Haschisch und LSD, sondern auch 
über mißbräuchlich verwendete Arzneimittel. Besonders beach- 
tenswert ist nach dieser Erhebung die Informiertheit der 12- bis 
13jährigen. Drei Viertel dieser Altersgruppe sind die wichtig- 
sten illegalen Drogen bekannt. Die Bereitschaft, Drogen oder 
Rauschmittel selbst zu nehmen bzw. jemandem zu empfehlen, ist 
im Vergleich zu den Aussagen aus dem Jahre 1971 erheblich 
gesunken. Während 1971 noch 27 v. H. der Jugendlichen im 
Alter zwischen 14 und 25 Jahren antworteten, man könnte 
Marihuana versuchen, waren es 1973 nur noch 23 v. H. Die Ab- 
lehnung des gefährlicheren LSD war noch stärker. 1971 gaben 
21 V. H. an, man könnte es versuchen, 1973 waren es nur noch 
14 V. H. Besonders wichtig erscheint die Feststellung, daß von 
den 12- bis 13jährigen lediglich 6 v. H. bei Marihuana und 5 v. H. 
bei LSD glaubten, „man könnte es versuchen". Die Ablehnung 
von Drogen hat sich weiter verfestigt, und man kann den Ein- 
druck haben, daß die gezielt darauf angesetzten Maßnahmen 
der spezifischen Aufklärungskampagne, die im Auftrag des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit durch die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung durchgeführt 
wurde, nicht ohne Erfolg geblieben sind. 

Die zunächst initiativ aus Mitteln des Bundes durchgeführten 
Modellehrgänge für Multiplikatoren - das sind Lehrer, Ärzte 
und andere im Gesundheitswesen tätige Personen sowie Schul- 
sprecher usw. - sind zwischenzeitlich von anderen Veranstaltern 
übernommen worden. Derartige Veranstaltungen werden jetzt 
laufend durchgeführt und haben sich in der Aufklärungsarbeit 
der jüngeren Jugendlichen als wertvoll erwiesen. 

Nach der genannten Studie stellen Schule und Lehrer für die 
Altersgruppe der 12- bis 17jährigen die wichtigste Informations- 
quelle dar noch vor dem Fernsehen. Die Zahl derjenigen, die 
ausreichend qualifiziert sind über Drogen zu informieren, wird 
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von den auf diesem Gebiet Erfahrenen so hoch eingeschätzt, daß 
unabhängig von besonderen Einrichtungen auch durch die Ein- 
zelpersonen zusätzlich eine große Beratungskapazität zur Ver- 
fügung steht. 

Die Aktualität der Problematik hat dazu geführt, daß über 
spezielle Fortbildungsmaßnahmen der Wissensstand der Ärzte 
angehoben worden ist, die in erheblichem Umfang sogar für 
die weitergehende Drogenberatung im Sinne der „ambulanten 
Frühbehandlung" qualifiziert sind, zu der es keiner psychiatri- 
schen oder psychotherapeutischen Fachausbildung bedarf. Mit 
besonderem Nachdruck ist darauf hingewiesen worden, daß die 
veränderte Situation dazu führen sollte, die Drogengefährdung 
eines Teiles der Jugend nicht weiter als ein Spezialproblem dar- 
zustellen, dessen Lösung Spezialisten oder Spezialeinrichtungen 
zu übertragen sei. Drogenmißbrauch ist eine Form abweichen- 
den Verhaltens, mit dem auf tieferliegende Schwierigkeiten 
insbesondere Störungen der geistig-seelischen Entwicklung Ju- 
gendlicher hingewiesen wird. Auf derselben Grundlage können 
andere Formen abweichenden Verhaltens entstehen, die vom 
Alkoholmißbrauch über Streunertum und Verwahrlosung bis hin 
zu deliquentem Verhalten in Form von Kriminalität reichen. 
Diesen Jugendlichen ist nicht mit einer Beratung im Sinne der 
Information geholfen, bei ihnen muß in jedem Einzelfall eine 
individuell abgestimmte Form der „Behandlung" erfolgen, die 
am ehesten noch aus den Aufgaben einer Erziehungsberatungs- 
stelle verdeutlicht werden kann. Die weit überwiegende Zahl 
der zunächst einseitig ausgerichteten Drogenberatungsstellen 
hat diesen erweiterten Auftrag erkannt und sich entsprechend 
umgestellt. Sie werden heute als psycho-soziale Beratungsstel- 
len tätig, erreichen somit auch eine wesentlich erweiterte Klien- 
tel und bleiben deshalb in der Modellförderung des Bundes. 

Das, was mit der Kleinen Anfrage als „Drogenberatung" ange- 
sprochen wird, ist in der gegebenen Situation weit mehr, und 
deshalb sprach die Bundesregierung bereits bei der Beantwor- 
tung einer Großen Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
zum selben Themenbereich (Drucksache 7/620) von dem Erfor- 
dernis, die über die Drogengefährdung eines Teiles der Jugend- 
lichen gewonnenen Einsichten und Erkenntnisse in ein psycho- 
hygienisches Langzeitprogramm einzubringen, mit dem eine 
„kausale Prävention" abweichenden Verhaltens in allen Er- 
scheinungsformen betrieben werden kann. 


2. Hält die Bundesregierung eine zweijährige Förderung der Dro- 
genberatungsstellen für ausreichend, obwohl die Drogenwelle 
noch nicht zurückgeht, lediglich die Schwerpunkte haben sich 
geändert? 


Die Modellförderung des Bundes ist so anzulegen, daß die größt- 
mögliche Effektivität erreicht wird. Daraus folgt, daß Einrich- 
tungen, die als ineffektiv anzusehen sind, aus der Förderung 
herausgenommen werden müssen. Die Bundesregierung hat in 
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fortdauernder Abstimmung mit den Drogenbeauftragten der 
Länder die Auffassung gewonnen, daß es erforderlich ist, die 
Modellförderung zu beschränken, um eine größere Effizienz 
dessen zu erreichen, was in der Kleinen Anfrage mit „Drogen- 
beratung" bezeichnet wird. Die kritisierte Maßnahme trägt dazu 
bei, zumal sie rechtzeitig, nämlich schon im Dezember 1972 ange- 
kündigt worden war und Zeit zur Umstellung und Neugliede- 
rung ließ. 

Die Dauer der Förderung von Modellmaßnahmen ist abhängig 
davon, ob der angestrebte Zweck erreicht worden ist oder ob 
weitere Erkenntnisse zu erwarten sind. Die Bundesregierung 
hat im Rahmen ihrer Maßnahmen zur Förderung von Einrich- 
tungen zur Beratung, Behandlung und Nachbehandlung drogen- 
gefährdeter bzw. -abhängiger Jugendlicher im 2. Halbjahr 1971 
für die von den Ländern in Vorschlag gebrachten Institutionen 
80 V. H. der Einrichtungskosten übernommen sowie in den Jah- 
ren 1972 und 1973 je 50 v. H. der Folgekosten. Die Förderung 
läuft demnach bereits über drei Jahre. 

Der Ständige Arbeitskreis des Bundes und der Länder, in dem 
die Maßnahmen zur Bekämpfung des Drogenmißbrauchs bespro- 
chen und koordiniert werden, hat auf seiner Sitzung am 12. De- 
zember 1972 Einverständnis darüber erzielt, daß aufgrund der 
veränderten Situation die Förderung von reinen Drogenbera- 
tungsstellen im Sinne von Informations- und Verweisungsstel- 
len nicht weiter geführt zu werden braucht. Dieser Arbeitskreis 
hat sich auf einer weiteren Sitzung am 21. März 1973 noch ein- 
mal mit dieser Frage befaßt und seine Auffassung bestätigt. 
Maßgeblich für diese Einstellung war, daß derartige Stellen nur 
dann noch einen Sinn haben, wenn sie über die reine Beratung 
hinaus als Kontakt- und Auffangstelle mit Therapiecharakter 
tätig werden. Betroffen von den Einschränkungsmaßnahmen 
sind deshalb nur solche Einrichtungen, die sich nicht weiter 
entwickelt haben und damit gegenüber den heutigen Anforde- 
rungen zurückgeblieben sind. 

Modellförderungen des Bundes sind grundsätzlich zeitlich be- 
schränkt. Läßt sich erkennen, daß die Modelle an Wirksamkeit 
verlieren oder als überholt anzusehen sind, muß die Förderung 
eingestellt werden. Dies ist bei den Drogeninformationsstellen 
eingetreten. In dem von den Drogenbeauftragten der Länder 
genehmigten Protokoll über die Sitzung der Ständigen Arbeits- 
gruppe des Bundes und der Länder vom 21. März 1973 heißt es 
dazu: „Aus den daran anschließenden Berichten der Drogen- 
beauftragten der Länder über die derzeitige Situation auf dem 
Drogensektor wird allgemein der Eindruck gewonnen, daß ins- 
gesamt eine gewisse Beruhigung eingetreten sei. Das Interesse 
an der Drogenproblematik sei allgemein gesunken. Das schlage 
sich deutlich nieder in der geringen Frequentierung der Drogen- 
beratungsstellen und der Vertrauenslehrer an den Schulen. Die 
ad hoc gebildeten Selbsthilfeeinrichtungen und Organisationen 
geben weitgehend die Arbeit auf, die klassischen Wohlfahrts- 
verbände lösen diese Träger mehr und mehr in der Arbeit ins- 
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besondere am , harten Kern’ ab." Dieser Protokollauszug ging 
dem Vertreter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf Anfrage 
zu. Aus ihm ist die übereinstimmende Auffassung der Länder- 
vertreter ersichtlich, da entgegen der von der CDU/CSU-Frak- 
tion vertretenen Auffassung sehr wohl ein Rückgang des Dro- 
genproblems zu verzeichnen ist. Es handelt sich also nicht ledig- 
lich um eine Meinung der Bundesregierung, sondern um eine 
Gesamtaussage der für die Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs zuständigen Referenten des Bundes 
und der Länder. 

Es ist zutreffend, daß sich innerhalb des nunmehr schrumpfen- 
den Personenkreises drogengefährdeter Jugendlicher veränder- 
te Schwerpunkte erkennen lassen. Diese Veränderungen sind 
im wesentlichen eine Angleichung an die „klassischen Bilder 
der Suchtgefährdung", deshalb können und müssen nunmehr 
die darauf ausgerichteten und vorhandenen Einrichtungen die 
Betreuungsarbeit übernehmen. Die Ausnahmesituation der er- 
sten Zeit, bei der nicht abzusehen war, wie die Entwicklung 
verlaufen würde, und in der sich Selbsthilfeeinrichtungen bilde- 
ten, an deren Berechtigung kein Zweifel besteht, ist beendet. 

Es ist unzutreffend, wenn mit dieser Frage verkleidet die Be- 
hauptung wiederholt wird, die „Drogenwelle" sei noch nicht 
zurückgegangen. Im Vergleich zweier Repräsentativbefragun- 
gen, die eine für das gesamte Bundesgebiet aus dem Frühjahr 
1973, die andere für Bayern im ersten Halbjahr 1973, läßt sich 
ablesen, daß offenbar nicht nur ein Stillstand erreicht ist, son- 
dern tatsächlich ein Rückgang eingetreten ist. Die für das Bun- 
desgebiet angestellte Erhebung ergab 18 v. H. Probierer und 
6 V. H. Konsumenten, die für das Land Bayern 11,8 v. H. Probie- 
rer und 4,4 V. H. Konsumenten. Man kann daraus ableiten, daß 
der sich allgemein andeutende Trend des Rückgangs sich mög- 
licherweise sogar verstärkt. 

Auch in der Selbsteinschätzung bei Jugendlichen ist die Auf- 
fassung, daß die „Drogenwelle" rückläufig sei, angestiegen, und 
zwar überproportional häufig bei den Jugendlichen, die selbst 
Drogenerfahrung haben, so daß man sagen kann, Uninformierte 
glauben eher an eine Zunahme, Informierte dagegen an eine 
Abnahme des Drogenmißbrauchs. Interessant ist, daß bei den 
Jugendlichen, die einen Rückgang annehmen, als häufigster 
Grund angegeben wird, bessere Information, bessere Kenntnis 
der Gefährlichkeit von Drogen usw., ein Zeichen, daß Aufklä- 
rungsmaßnahmen Erfolg hatten. 


3. Inwieweit hat die Bundesregierung sidiergestellt, daß die Dro- 
genberatungsstellen, die bisher von ihr gefördert worden sind 
und nun in Zukunft nicht mehr gefördert werden sollen, ab 1. Ja- 
nuar 1974 von den Ländern und den Kommunen gefördert wer- 
den? 


Die Bundesregierung hat bei der Planung des von ihr geförder- 
ten Großmodells, in dem mehr als 100 örtliche Einrichtungen 
zur Beratung, Behandlung und Nachbehandlung drogengefähr- 
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deter und -abhängiger Jugendlicher zusammengeschlossen sind, 
dafür Sorge getragen, daß auch nach Auslaufen der Modell- 
förderung solche Einrichtungen weiter bestehen, für die ein 
Bedarf gegeben ist. Mit Fernschreiben vom 21. September 1971 
wurde den Ländern die Förderung solcher Einrichtungen ange- 
boten. An die Annahme der Bundeszuwendung wurde u. a. 
folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Anträge aus dem jeweiligen Land und auch solche, die un- 
mittelbar an den Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit gerichtet und von diesem an das zuständige Lan- 
desressorts weitergeleitet wurden, sind entgegenzunehmen, 
fachlich zu prüfen und verwaltungsmäßig abzuwickeln. 

2. Das Land bzw. die von ihm beauftragte Instanz übernimmt 
die fachliche Betreuung der aus Bundesmitteln geförderten 
Einrichtungen und die Gewähr, daß sie auch nach Ablauf der 
Förderung durch Bundesmittel solange bedarfsgerecht ar- 
beitsfähig erhalten bleiben, wie ein aktueller Bedarf für ihre 
Aufrechterhaltung vorhanden ist. 

Die zuständigen Länderressorts haben diese Bewilligungsbedin- 
gungen anerkannt. Wie im Einzelfall verfahren wird, soll fol- 
gendes Beispiel belegen. Die Drogenberatungsstelle in Bielefeld 
wurde bislang aus Mitteln des Bundes im Rahmen des Groß- 
modells gefördert. Sie gilt als qualifiziert und erhält für die ihr 
angeschlossene therapeutische Wohngemeinschaft im Jahre 
1973 ebenfalls Zuwendungen aus Bundesmitteln. Da sie als Dro- 
genberatungsstelle ausgewiesen wird, ging ihr durch den Re- 
gierungspräsidenten in Detmold die Mitteilung zu, daß eine wei- 
tere Förderung aus Bundesmitteln über das Haushaltsjahr 1973 
hinaus nicht möglich sei und man davon ausgehe, daß bei einem 
weiter bestehenden Bedarf die Finanzierung aus Mitteln der 
Kommune und des Kreises sicherzustellen ist. Dieses Schreiben 
ist offensichtlich mit ein Anlaß für diese Kleine Anfrage. Das 
Land Nordrhein-Westfalen hat inzwischen die Drogenberatungs- 
stelle in Bielefeld sowie andere betroffene Beratungsstellen ein- 
geladen, um gemeinsam die weitere Förderung zu erörtern. Das 
Land folgt damit der Absprache zwischen dem Bund und den 
Ländern. Es darf als sicher angenommen werden, daß diese nicht 
nur auf reine Information ausgerichtete Drogenberatungsstelle 
möglicherweise in noch qualifizierterer Form ihre Arbeit fort- 
setzen kann und nicht aus der Bundesförderung herausgenom- 
men zu werden braucht. 


4. Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß keine Drogen- 
beratungsstelle, die bisher von ihr gefördert worden ist, wegen 
der Einstellung der Bundesförderung ihre Arbeit aufgeben 
muß? 


Eine auf bloße Information oder Weiterverweisung ausgerich- 
tete „Drogenberatungsstelle" ist, wie in der Beantwortung zu 
den vorausgegangenen Fragen dargelegt wurde, in der derzei- 
tigen Situation ebensowenig zu vertreten wie Einrichtungen, 
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die lediglich auf eine „symptomatische Therapie" ausgerichtet 
sind. Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe an, im 
Rahmen ihres Modellprogramms zu einer Optimierung der ge- 
förderten Einrichtungen zu kommen, die ihrerseits Vorbild- 
charakter haben sollen gegenüber gleichartigen Einrichtungen 
anderer Träger. Sie ist umgekehrt interessiert und bereit, die 
bei anderen Trägern gewonnenen Erfahrungen in ihrem Modell- 
programm zu berücksichtigen. 

Von den insgesamt vorhandenen Beratungsstellen sind nur etwa 
10 V. H. spezielle Drogenberatungs- oder Kontaktstellen. Alle 
anderen sind entweder kombinierte Suchtkrankenberatungs- 
stellen, insbesondere auch für Alkoholiker, allgemeine Erzie- 
hungs- und Familienberatungsstellen, davon etwa die Hälfte 
psycho-soziale Beratungsstellen, der Rest verteilt sich auf Bera- 
tungsstellen in Kombination mit Behandlungseinrichtungen. 
Nur auf die erstgenannte Gruppe beziehen sich die Maßnahmen 
der Bundesregierung und hier wieder nur auf solche Einrich- 
tungen, die den heutigen Ansprüchen nicht genügen. Die Bun- 
desregierung ist der Auffassung, daß bei der insgesamt gege- 
benen Beratungskapazität Drogenberatungsstellen ersatzlos 
eingestellt werden können, wenn sie den Anforderungen nicht 
genügen. Sie ist zu dieser harten Einstellung gezwungen, weil 
sie nur die Möglichkeit einer Modellförderung hat, und es liegt 
im Charakter dieses Programms, daß solche Entscheidungen ge- 
troffen werden müssen. 
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